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Kleine Anfrage
der Abgeordneten Frank Rinck, Stephan Protschka, Peter Felser, Bernd 
Schattner, Dietmar Friedhoff, Steffen Janich, Enrico Komning, Uwe Schulz und 
der Fraktion der AfD

Initiativen seitens der Bundesregierung zur Unterstützung der von der 
Afrikanischen Schweinepest betroffenen Bundesländer

Im September 2020 wurde die Afrikanische Schweinepest (ASP), eine für 
Schweine fast immer tödlich verlaufende Virusinfektion, erstmals in Deutsch-
land nachgewiesen (vgl. www.mdr.de/nachrichten/sachsen-anhalt/halle/burgenl
and/weissenfels-toennies-schweine-schlachtung-laeuft-wieder-100.html). Eine 
Impfung gegen die Afrikanische Schweinepest gibt es nicht (vgl. www.spiege
l.de/panorama/justiz/ruesselsheim-erster-fall-der-afrikanischen-schweinepest-i
n-hessen-a-a7cdd79b-2a93-48ba-a966-02bf7ff118ef).
Am 15. Juli 2021 wurde das Virus erstmals bei gehaltenen Hausschweinen be-
legt (vgl. www.bmel.de/DE/themen/tiere/tiergesundheit/tierseuchen/asp.html). 
Bisher gab es einzelne ASP-Ausbrüche bei gehaltenen Hausschweinen in Bran-
denburg, Mecklenburg-Vorpommern, Baden-Württemberg und Niedersachsen 
(ebd.). Die ASP hat nicht nur gravierende Auswirkungen auf die Wild- und 
Hausschweinbestände, sondern zieht auch enorme wirtschaftliche Konsequen-
zen für Schweinehalter und die Schweinefleisch verarbeitende Industrie nach 
sich und verursacht Handelsstörungen (vgl. www.hna.de/lokales/northeim/nort
heim-ort47320/landkreis-northeim-keine-schonzeit-fuer-wildschweine-962962
0.html).
So mussten aktuell aufgrund eines Ausbruchs der Afrikanischen Schweinepest 
in einem Mastbetrieb in Friedberg bei Pasewalk (Landkreis Vorpommern-
Greifswald) durch ein Unternehmen für Tierkörperbeseitigung alle 3 500 
Schweine getötet werden (vgl. www.ndr.de/nachrichten/mecklenburg-vorpom
mern/Schweinepest-in-MV-3500-Tiere-getoetet,schweinepest642.html, 
www.europarl-europa-eu.translate.goog/thinktank/en/document/EPRS_BRI(20
23)753963?_x_tr_sl=en&_x_tr_tl=de&_x_tr_hl=de&_x_tr_pto=rq#:~:text=Sin
ce%20it%20made%20its%20first,for%20pig%20health%20and%20welfare). 
Da der betroffene Mastbetrieb kurz vorher noch Schweine an den Schlachthof 
Tönnies in Weißenfels und an den Schlachthof des Fleischcenters Perleberg ge-
liefert hat, setzten diese die Produktion vorübergehend aus (vgl. www.topagra
r.com/schwein/news/nach-asp-ausbruch-weissenfels-und-perleberg-stoppen-sch
lachtungen-20003738.html). In Absprache mit den zuständigen Behörden wur-
de der Fleischbestand im Tönnies-Werk, insgesamt rund 1 000 t, vernichtet 
(vgl. www.agrarheute.com/tier/schwein/asp-ausbruch-toennies-weissenfels-dar
f-schlachten-621495). Zusätzlich hat Tönnies die Südkorea-Lizenz für den 
Standort Weißenfels verloren (vgl. www.topagrar.com/markt/news/nach-asp-sc
hweinepreis-bleibt-stabil-aussichten-etwas-getruebt-20003857.html).
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Obwohl weiterhin unklar ist, wie das Virus in den Schweinemastbetrieb einge-
tragen wurde, wird ein Eintrag durch Wildschweine derzeit ausgeschlossen 
(ebd.). Um den betroffenen Betrieb wurden eine Drei-Kilometer-Schutz- und 
eine Zehn-Kilometer-Überwachungszone eingerichtet. Schweinehaltende Be-
triebe, die sich in dieser Sperrzone befinden, unterliegen zurzeit Verbringungs-
verboten (vgl. www.landundforst.de/tier/schwein/asp-betriebe-mv-unterliegen-
verbringungsverboten-571525). „Welche konkreten Einschränkungen der ASP-
Ausbruch im Landkreis Vorpommern-Greifswald im Rahmen von Exporten 
von lebenden Schweinen sowie Schweinefleisch bzw. Schweinefleischerzeug-
nissen nach Staaten außerhalb der EU hat, kann momentan noch nicht abge-
schätzt werden, da bei den Exporten in erster Linie die konkreten tiergesund-
heitsrechtlichen Vorschriften des jeweiligen Zielstaates gelten“, sagte der Mi-
nister für Klimaschutz, Landwirtschaft, ländliche Räume und Umwelt des 
Landes Mecklenburg-Vorpommern Backhaus (ebd.).
Auch in Hessen wurde nun erstmalig ein ASP-Fall bei einem Wildschwein be-
stätigt, sodass die zuständigen Behörden derzeit intensiv an Schutzmaßnahmen 
arbeiten, um die Ausbreitung der Seuche zu verhindern (vgl. www.topagra
r.com/schwein/news/asp-in-hessen-zwei-autobahnen-unweit-des-fundortes-200
03949.html).
Sachsens Staatsministerin Petra Köpping thematisierte in einer Kabinettssit-
zung im letzten Jahr 2023, dass die von der ASP betroffenen Bundesländer sich 
alleingelassen fühlten und es eine stärkere finanzielle Beteiligung von Europä-
ischer Union, Bund und Ländern brauche (vgl. www.medienservice.sachsen.de/
med ie n / ne ws /1 0 63 618). Auch Brandenburgs Ministerpräsident Dietmar 
Woidke (SPD) hat im vergangenen Jahr 2023 vom Bund in einem Brief an den 
Bundesminister für Ernährung und Landwirtschaft, Cem Özdemir (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN), finanzielle Hilfe bei der Bekämpfung der seit 2020 
grassierenden Afrikanischen Schweinepest gefordert (vgl. www.maz-online.de/
brandenburg/schweinepest-in-brandenburg-woidke-droht-cem-oezdemir-IUZZ
UVYUIBGHHLC3RWBFARHYEQ.html).
Im Koalitionsvertrag zwischen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
haben die Regierungsparteien vereinbart, dass der Bund in länderübergreifen-
den Krisen- und Seuchenfällen wie der Afrikanischen Schweinepest eine koor-
dinierende und unterstützende Funktion wahrnimmt und rechtliche Mängel be-
seitigt (vgl. Koalitionsvertrag zwischen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP, www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Koalitionsvertrag/Koalitionsvertr
ag_2021-2025.pdf, S. 35, Landwirtschaft und Ernährung). Aus Sicht der Frage-
steller sollte die Bundesregierung sicherstellen, dass die von ASP-Fällen be-
troffenen Bundesländer umfassender finanziell unterstützt werden oder ander-
weitige Erleichterungen bei der Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest 
erhalten, um damit die existenzbedrohenden Auswirkungen auf die betroffenen 
Betriebe abzuwenden.

Wir fragen die Bundesregierung:
 1. Welche koordinierenden und unterstützenden Maßnahmen unternimmt die 

Bundesregierung, um die Länder bei der Bekämpfung der gegenwärtig 
auftretenden Fälle von der Afrikanischen Schweinepest zu unterstützen 
(vgl. Koalitionsvertrag zwischen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
FDP, www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Koalitionsvertrag/Koalitionsvertr
ag_2021-2025.pdf, S. 35, Landwirtschaft und Ernährung)?

Drucksache 20/12042 – 2 – Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode

https://www.landundforst.de/tier/schwein/asp-betriebe-mv-unterliegen-verbringungsverboten-571525
http://www.topagrar.com/schwein/news/asp-in-hessen-zwei-autobahnen-unweit-des-fundortes-20003949.html
https://www.medienservice.sachsen.de/medien/news/1063618
https://www.maz-online.de/brandenburg/schweinepest-in-brandenburg-woidke-droht-cem-oezdemir-IUZZUVYUIBGHHLC3RWBFARHYEQ.html
http://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Koalitionsvertrag/Koalitionsvertrag_2021-2025.pdf
http://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Koalitionsvertrag/Koalitionsvertrag_2021-2025.pdf


 2. Ist der Bundesregierung die Forderung von Sachsens Staatsministerin 
Petra Köpping bekannt, dass die bestehende EU-Regelung zur Bekämp-
fung der Afrikanischen Schweinepest aufgrund der unterschiedlichen Ver-
breitungswege des Virus (Punkteintrag in Wildtierbestand; Punkteintrag in 
Haustierbestand; Flächeneintrag in Wildtierbestand) geändert werden soll-
te (vgl. www.medienservice.sachsen.de/medien/news/1063618)?
a) Wenn ja, welche Schlussfolgerungen für ihr eigenes Handeln zieht die 

Bundesregierung hieraus?
b) Sieht die Bundesregierung hier auch einen Änderungsbedarf, und 

plant sie dahin gehend Maßnahmen, um sich auf EU-Ebene für diffe-
renziertere ASP-Bekämpfungsstrategien einzusetzen?

 3. Ist der Bundesregierung die Aussage von Sachsens Staatsministerin Petra 
Köpping bekannt, dass es eine stärkere solidarische Beteiligung an den 
Kosten der ASP-Bekämpfung braucht und eine größere finanzielle Beteili-
gung von Bund, Ländern und Europäischer Union notwendig ist, da die 
Bundesländer, auch wenn die Tierseuchenbekämpfung Ländersache ist, 
weitgehend alleingelassen werden, obwohl die von den Ländern ergriffe-
nen Maßnahmen weitere Regionen Deutschlands und Europas vor dieser 
Tierseuche schützten (ebd.), und wenn ja, welche Schlussfolgerungen für 
ihr eigenes Handeln zieht die Bundesregierung hieraus, und sieht die Bun-
desregierung auch eine Notwendigkeit einer stärkeren solidarischen Betei-
ligung an den Kosten der ASP-Bekämpfung?

 4. Wann und in welchem Rahmen stand das Bundesministerium für Ernäh-
rung und Landwirtschaft zuletzt hinsichtlich der Abmilderung eventueller 
wirtschaftlicher Folgen eines Seuchenfalls in Kontakt mit der EU-
Kommission und den Bundesländern, und welche Ergebnisse konnten 
hierbei erzielt werden (vgl. Antwort zu Frage 1 der Kleinen Anfrage auf 
Bundestagsdrucksache 19/20991)?

 5. Hat sich die Bundesregierung für Unterstützungsmaßnahmen der EU-
Kommission zur erfolgreicheren Bekämpfung der Afrikanischen Schwei-
nepest in den betroffenen Bundesländern eingesetzt, wenn ja, in welcher 
Form, und wenn nein, warum nicht?

 6. Wie hoch waren bisher die EU-Kofinanzierungsmittel für Tierseuchenbe-
kämpfungsmaßnahmen in Deutschland (bitte nach Jahr und Bundesland 
aufschlüsseln)?

 7. Erkennt die Bundesregierung die von den Bundesländern ergriffenen 
Maßnahmen zur Bekämpfung der ASP als eine Barriere für weitere Re-
gionen Deutschlands und Europas an, und sollten daher aus Sicht der Bun-
desregierung die von der ASP-Seuche betroffenen Bundesländer aus Soli-
darität mehr von Bund und Ländern und der EU unterstützt werden 
(ebd.)?
a) Wenn ja, plant die Bundesregierung Maßnahmen, um die Länder hier-

bei finanziell zu entlasten?
b) Wenn nein, warum nicht?

 8. Sieht die Bundesregierung angesichts des erstmaligen ASP-Nachweises in 
Hessen und der damit weiter voranschreitenden Ausbreitung des ASP-
Virus in Deutschland die Notwendigkeit, einen nationalen Katastrophen-
fall auszurufen, um weitere personelle und materielle Ressourcen zu mo-
bilisieren (vgl. www.topagrar.com/schwein/news/asp-in-hessen-zwei-auto
bahnen-unweit-des-fundortes-20003949.html)?
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 9. Hat sich die Bundesregierung bisher finanziell an Maßnahmen zur Be-
kämpfung der ASP beteiligt und wenn ja, wie in welcher Höhe (bitte ggf. 
nach Jahr, Schutzmaßnahme und Bundesland aufschlüsseln)?

10. Auf wie hoch belaufen sich bis dato nach Kenntnis der Bundesregierung 
die durch die Ausbreitung der ASP entstandenen Kosten, die für die Bun-
desländer durch u. a. Schutzmaßnahmen sowie für die betroffenen schwei-
nehaltenden und fleischverarbeitenden Unternehmen angefallen sind (bitte 
nach Jahr und Bundesland aufschlüsseln)?

11. Hat die Bundesregierung Schätzungen zu den wirtschaftlichen Schäden 
für die Region angestellt, die durch den ASP-Ausbruch in einem Betrieb 
in Vorpommern-Greifswald entstanden sind, und wenn ja, zu welchem Er-
gebnis ist sie gekommen (vgl. www.schweine.net/news/asp-betrieb-vorpo
mmern-greifswald-vollstaendig.html)?

12. Hat die Bundesregierung sich bisher finanziell beteiligt, um wirtschaftli-
che Schäden, die durch ASP entstanden sind, auszugleichen, und wenn ja, 
in welchem Ausmaß?

13. Plant die Bundesregierung Maßnahmen, um betroffene Betriebe, die durch 
die ASP wirtschaftliche Schäden erlitten haben, zu unterstützen, und wenn 
ja, welche?

14. Plant die Bundesregierung Maßnahmen, um schweinehaltende und 
fleischverarbeitende Unternehmen mehr vor wirtschaftlichen Schäden 
durch das ASP-Virus zu schützen, und wenn ja, welche?

15. Welche längerfristigen Präventionspläne hat die Bundesregierung ggf. ent-
wickelt, um zukünftige Ausbrüche der Afrikanischen Schweinepest in 
Mastbetrieben und der Wildschweinpopulation effektiv zu verhindern?

16. Welche Schlussfolgerungen für ihr eigenes Handeln zieht die Bundes-
regierung aus der Vermutung dänischer Forscher, dass das ASP-Virus 
durch mit dem ASP-Virus infizierte Fliegen auf Hausschweine übertragen 
werden könnte, welche das Friedrich-Loeffler-Institut (FLI) dazu veran-
lasste, zu weiteren Untersuchungen in dem Bereich zu raten (vgl. www.op
enagrar.de/receive/openagrar_mods_00073020?q=asp; www.agrarheut
e.com/tier/schwein/asp-uebertragen-diese-rolle-spielen-fliegen-555677), 
fördert die Bundesregierung derzeit hierzu schon Forschungsprojekte, und 
wenn ja, welche, und wie hoch sind die Kosten dafür?

17. Ist der Bundesregierung bekannt, warum bei dem betroffenen Betrieb in 
Vorpommern-Greifswald ein ASP-Eintrag über Wildschweine unwahr-
scheinlich ist und welche Maßnahmen ergriffen wurden, um die Ausbrei-
tung des ASP-Virus hier weiter zu verhindern (vgl. www.schweine.net/ne
ws/asp-betrieb-vorpommern-greifswald-vollstaendig.html, bitte ausfüh-
ren)?

18. Hat sich vor diesem Hintergrund (siehe Frage 17) die Bundesregierung 
eine eigene Auffassung dazu erarbeitet, ob die Verhinderung einer weite-
ren Ausbreitung im Wildschweinbereich in Deutschland nach wie vor die 
höchste Priorität haben soll oder plant die Bundesregierung ggf., den 
Fokus auf andere Wege zur ASP-Bekämpfung zu legen (vgl. www.openag
rar.de/servlets/MCRFileNodeServlet/openagrar_derivate_00057970/Rada
r_Bulletin_Deutschland_Februar_2024-bf.pdf, S. 3)?

19. Wie hoch sind die Kosten für die Erforschung und die Entwicklung eines 
Impfstoffs beim Friedrich-Loeffler Institut (FLI) (vgl. www.tierversuche-
verstehen.de/afrikanische-schweinepest-impfstoff/), als wie zielführend 
stuft die Bundesregierung einen solchen Impfstoff zur Eindämmung der 

Drucksache 20/12042 – 4 – Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode

http://www.schweine.net/news/asp-betrieb-vorpommern-greifswald-vollstaendig.html
https://www.openagrar.de/receive/openagrar_mods_00073020?q=asp
https://www.agrarheute.com/tier/schwein/asp-uebertragen-diese-rolle-spielen-fliegen-555677
https://www.schweine.net/news/asp-betrieb-vorpommern-greifswald-vollstaendig.html
https://www.openagrar.de/servlets/MCRFileNodeServlet/openagrar_derivate_00057970/Radar_Bulletin_Deutschland_Februar_2024-bf.pdf
http://www.tierversuche-verstehen.de/afrikanische-schweinepest-impfstoff/


ASP in Deutschland ein, und wie lautet der aktuelle Entwicklungsstand 
eines Impfstoffes gegen ASP?

20. Plant die Bundesregierung Aufklärungsmaßnahmen für die Bevölkerung 
zum Thema ASP, und wenn ja, inwiefern, und wie hoch sollen diese ge-
fördert werden?

21. Was sind die genauen Gründe dafür, dass es nach der letzten Verhandlung 
im April 2024 immer noch kein Regionalisierungsabkommen mit der 
Volksrepublik China für den Export von deutschem Schweinefleisch aus 
Gebieten, die nicht von der Afrikanischen Schweinepest (ASP) betroffen 
sind, gibt, und was wird konkret von der Bundesregierung unternommen, 
um dies künftig zu erreichen (vgl. table.media/agrifood/news/kein-durchbr
uch-bei-schweinefleisch-exporten-nach-china/)?

22. In welchen Bundesländern werden nach Kenntnis der Bundesregierung 
ASP-Suchhunde ausgebildet, und welche Bedeutung haben diese aus 
Sicht der Bundesregierung bezogen auf die Eindämmung die Verbreitung 
des ASP-Virus in Deutschland (vgl. www.land.nrw/pressemitteilung/meh
r-teams-im-einsatz-gegen-die-afrikanische-schweinepest-ministerin-gori
ssen)?

23. Plant die Bundesregierung, die Ausbildung von ASP-Suchhunden finan-
ziell zu fördern?
a) Wenn ja, wie hoch soll die Förderung sein?
b) Wenn nein, warum nicht?

24. Ist der Bundesregierung die Pürzelprämie, um die Bejagung auf Schwarz-
wild zu intensivieren und damit eine Verbreitung der ASP zu verhindern, 
bekannt (vgl. www.pirsch.de/news/puerzelpraemie-warum-warten-jaeger-
immer-noch-auf-ihr-geld-36870#:~:text=Die%20sogenannte%20%E2%80
%9AP%C3%BCrzelpr%C3%A4mie'%20wurde%20in,Das%20Ministeriu
m%20h%C3%A4lt%20dagegen.)?
a) Wenn ja, welche Umsetzungsschwierigkeiten sind der Bundesregie-

rung hierbei bekannt?
b) Wenn ja, hat sich die Bundesregierung dazu eine eigene Auffassung 

erarbeitet, ob diese Pürzelprämie eine geeignete Maßnahme zur Ein-
dämmung der Verbreitung der ASP ist, und unterstützt die Bundes-
regierung diese, oder plant sie, diese ggf. stärker zu unterstützen?

25. Welche Länder unterstützen mittlerweile die Jäger oder Jagdgenossen-
schaften bei der Wildbretvermarktung, und plant die Bundesregierung 
Förderprogramme für die Vermarktung von Wildbret (vgl. Antwort der 
Bundesregierung zu Frage 17 der Kleinen Anfrage auf Bundestagsdruck-
sache 19/25064)?

26. Welche an Deutschland grenzenden Staaten haben nach Kenntnis der Bun-
desregierung bereits Abwehrzäune errichtet, und welche weiteren Maß-
nahmen wurden von diesen ergriffen, um die ASP-Ausbreitung zu verhin-
dern?

27. Hat die Bundesregierung die aktuelle ASP-Lage in der EU bewertet, und 
wenn ja, wie lautet diese, und zieht die Bundesregierung Schlussfolgerun-
gen für ihr eigenes Handeln hieraus?

Berlin, den 26. Juni 2024

Dr. Alice Weidel, Tino Chrupalla und Fraktion
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